
Aufbrüche
Erfahrungen in einem Projekt zur beruflichen

Qualifizierung von Flüchtlingen
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Statt einer Einleitung: Wieso - Weshalb - Warum

16. Januar: Beginn einer halbjährigen
Vorlaufphase zur Konstituierung des
Projekts „Berufliche Qualifizierung von
Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“

Systematische Befragung von
AsylbewerberInnen in Erfurt zu
Interessen und Bedarf an beruf-
licher Qualifizierung

Verhandlungen über  Kooperations-
möglichkeiten mit VertreterInnen des
Arbeitsamts und des Sozialamts Erfurt

AsylbewerberInnen kommen nach Deutschland und
suchen Schutz vor Verfolgung und Krieg. Fluchterfah-
rungen bringen vielfältige Belastungen mit sich, Asyl-
suchende sind oft traumatisiert und haben gesundheitliche
Probleme. Doch sie bringen auch eine Vielzahl beruflich-
er, sozialer und kultureller Kompetenzen mit. 

Leider bleiben diese Fähigkeiten oft ungenutzt, denn häu-
fig leben AsylbewerberInnen isoliert und sind von der
gesellschaftlichen Teilhabe ausgeschlossen. Dies gilt ins-
besondere für den Bereich des Arbeitsmarkts. Fehlende
Erwerbsmöglichkeiten sind für Asylsuchende eines ihrer
drängendsten Probleme, durch die oft jahrelange Er-
werbslosigkeit gehen ihre Beschäftigungsfähigkeit und die
beruflichen Perspektiven verloren. 

Das Erfurter Projekt „Berufliche Qualifizierung von
Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ bot in drei Jahren rund
60 Asylsuchenden die Möglichkeit einer einjährigen beruf-
lichen Weiterqualifizierung, weiteren 20 einen dreimonati-
gen Intensivkurs Deutsch. Dem drohenden Verlust der
Beschäftigungsfähigkeit sollte begegnet und für die
Betroffenen eine berufliche Perspektive eröffnet werden.
Die individuelle Situation, die von großer Unsicherheit
geprägt ist, sollte durch dieses in Ostdeutschland einma-
lige Projekt stabilisiert werden. Ermöglicht wurde dieses
Vorhaben durch die Gemeinschaftsinitiative EQUAL der

Europäischen Union. Ziel von EQUAL ist es einerseits, die 
Beschäftigungsfähigkeit von benachteiligten Zielgruppen 
am Arbeitsmarkt zu fördern und andererseits die struk-
turellen Rahmenbedingungen, die der Chancengleichheit
am Arbeitsmarkt entgegenstehen, zu verändern. 

Zu den Aufgaben aller EQUAL-Projekte gehörten auch die
Bekämpfung von Rassismus, die Stärkung der Zielgruppe
sowie die Förderung der Geschlechtergerechtigkeit. Diese
Aufgaben waren zentrale Bestandteile des Erfurter
Projekts.

Rassismus und Fremdenfeindlichkeit sind menschen-
verachtende Ideologien, die sich auch in Thüringen seit
Jahren verfestigt haben. Um diese Ideologien ab-
zubauen, muss die Mehrheitsgesellschaft verändert 
werden. Dazu braucht es präzise Informationen, um
falsche Ansichten widerlegen zu können. 
Es braucht aber auch Möglichkeiten, sich kritisch mit der
Gesellschaft, in der man lebt, und den eigenen Ein-
stellungen zu beschäftigen und diese zu verändern.
Deshalb ging es dem Projekt nicht nur um die berufliche
Qualifizierung von AsylbewerberInnen, sondern die
Mehrheitsgesellschaft stand als zweite Zielgruppe gleich-
berechtigt daneben.
Für eine breite Verankerung des Projekts und seiner
Inhalte wurden neben den Projektträgern strategische
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Partner für eine Zusammenarbeit gesucht. Darunter
waren lokale Partner wie das Arbeitsamt Erfurt, das Amt
für Sozial- und Wohnungswesen oder die Universität
Erfurt. Darüber hinaus war in der Gemeinschaftsinitiative
EQUAL eine nationale und transnationale Vernetzung
vorgesehen, um gute Erfahrungen über die Grenzen der
eigenen Arbeit hinweg austauschen zu können.

Einige Rahmenbedingungen des Projekts haben sich
während seiner Laufzeit durch politische Entscheidungen
verändert: Die Bundesregierung strukturierte die Arbeits-
marktpolitik mit den sog. Hartz-Gesetzen grundlegend 
um. Eine der Konsequenzen daraus war ein reduziertes
Angebot an Weiterbildungsmaßnahmen vor Ort. 

Die gesellschaftliche Debatte um die Frage, unter welchen
Bedingungen eine Einwanderung nach Deutschland
möglich sein soll, wurde in den vergangenen drei Jahren

intensiv geführt. Am Ende stand als sichtbares Ergebnis
das Zuwanderungsgesetz, das am 1. Januar 2005 in Kraft
getreten ist. Die erhofften Vereinfachungen sind nur sehr
beschränkt eingetreten, Asylsuchende sind in gewissen
Punkten schlechter gestellt. 

Erklärtes Ziel aller EQUAL-Projekte war es, modellhaft
Ansätze zum Abbau von Benachteiligungen auf dem
Arbeitsmarkt zu entwickeln und zu erproben. 

Die gemachten Erfahrungen sollen nach Ende der drei-
jährigen Laufzeit auch außerhalb des Projekts genutzt
werden können. Diese Laufzeit endet im Juni 2005 und
damit auch das Projekt "Berufliche Qualifizierung von
Flüchtlingen in Regelmaßnahmen". Die gemachten Er-
fahrungen, die Erfolge, aber auch die Grenzen und Pro-
bleme des Projekts sollen in dieser Broschüre dargestellt
werden.

7.-9. März: 1. transnationales Treffen in Prag,
Tschechien: Abschluss einer Vereinbarung zur
transnationalen Zusammenarbeit mit acht
Projekten im Bereich „Asyl“ aus sechs Ländern

23.-24. April: nationale Auftaktveranstaltung des
Bundesministeriums für Wirtschaft und Arbeit für
die Gemeinschaftsinitiative EQUAL in Berlin

EQUAL heißt auf Englisch „gleich“ im Sinne von

gleichwertig. Das Ziel des gleichwertigen Zu-

gangs zum Arbeitsmarkt verfolgt auch die

Europäische Kommission, weshalb sie die Gemeinschaftsinitiative EQUAL ins Leben gerufen hat.

Zwischen 2002 und 2008 werden hunderte von Projekten in ganz Europa in zwei Förderrunden 

jeweils für 3 Jahre durch EQUAL finanziell gefördert. In Thüringen betrug die Finanzierungsquote der

EU bis zu 75% aller Kosten. Die Projekte probieren neue Wege aus, um Ungleichheiten und

Diskriminierung am Arbeitsmarkt zu beseitigen. EQUAL legt seinen Fokus auf den Bereich

Arbeitsmarkt, ist aber Teil der Bekämpfung von Diskriminierungen in jeglicher Form. Die in EQUAL

gemachten Erfahrungen sollen von möglichst vielen Beteiligten genutzt werden. Im lokalen Rahmen

ebenso wie auf der Ebene des Bundeslandes oder im europäischen Kontext. Erfolgversprechende

Ansätze sollen später in die allgemeine Praxis vor Ort einfließen. Aus diesem Grund beteiligen sich

EQUAL-Projekte an lokalen und regionalen Netzwerken, sind aber auch mit anderen EQUAL-

Projekten über den nationalstaatlichen Rahmen hinaus vernetzt. 

Stichwort EQUAL
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+  +  + Mai / Juni 2002 +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  Juli / August 2002 +  +  +  +  +  +  +  +  +

Gesellschaft zur Förderung 
von Innovation und Arbeits-
orientierter Bildung (GIAB) mbH 

Die MitarbeiterInnen der GIAB mbH waren für die gesamte
Weiterbildung der teilnehmenden AsylbewerberInnen ver-
antwortlich. Sie organisierten die Sprachkurse und die
Lerneinheiten von Grundqualifikationen und organisierten
die Teilnahme in Weiterbildungsmaßnahmen oder die
Praktika in Betrieben.

Struktur- und Technologie-
beratungsagentur für 
Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmer in Thüringen e.V.

START e.V. war für die prozessbegleitende Evaluation des
Projekts verantwortlich.

Projektaufbau und -träger

16. Mai: Start der Durchführungsphase des Projekts

Vereinbarung über eine Zusammenarbeit mit dem
Arbeitsamt Erfurt

persönliche Werbung in den Asylbewerber-
unterkünften in Erfurt

1. August: Beginn der projektbegleitenden Evaluation

Das Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ teilte sich in mehrere Teilprojekte mit sehr
unterschiedlichen Aufgaben auf. Deren Vielfalt reichte von der sozialpädagogischen Betreuung von AsylbewerberInnen
über die Akquise von Praktikumsbetrieben, die finanztechnische Abwicklung, die Leitung interkultureller Trainings für
DozentInnen bis hin zur Mitgestaltung transnationaler Tagungen auf europäischer Ebene. 

Getragen wurde das Projekt von einer Thüringer Entwicklungspartnerschaft, die aus folgenden vier Partnern bestand:
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DGB-Bildungswerk 
Thüringen e.V.

Das DGB-Bildungswerk hatte die Gesamtkoordination
sowie die transnationale Koordination inne. Darüber hin-
aus waren die MitarbeiterInnen für Interkulturelle Bildung
in der Mehrheitsgesellschaft und die Öffentlichkeitsarbeit
des Projekts zuständig.

Flüchtlingsrat 
Thüringen e.V.

Das Teilprojekt des Flüchtlingsrats gewährleistete die
sozialpädagogische Betreuung der am Projekt teilneh-
menden AsylbewerberInnen. Bei auftretenden Problemen
waren die MitarbeiterInnen des Teilprojekts eine par-
teiliche Vertretung für die Interessen der Asylsuchenden.



Ausgangssituation
Das Leben von Asylsuchenden in Deutschland ist von
Warten und Hoffen geprägt. Dies gilt nicht nur für die
Entscheidung im Asylverfahren im Allgemeinen, son-
dern auch für ihre Situation auf dem Arbeitsmarkt im
Speziellen.
Im ersten Jahr ist AsylbewerberInnen generell jede Be-
schäftigung verboten. Sollte einE AsylsuchendeR nach
diesem Jahr eine freie Stelle finden, so muss die Agentur
für Arbeit prüfen, ob es nicht eineN gleichqualifizierteN
DeutscheN oder eineN EU-AusländerIn gibt, der bzw. die
diese Stelle annehmen kann. Erst wenn dies nicht der Fall
ist, darf sie eine Arbeitsgenehmigung ausstellen. Trotz der
rechtlichen Schlechterstellung versuchen die meisten
AsylbewerberInnen, durch ihre eigene Arbeitskraft sich
und die Familien selbstständig zu versorgen und die
Abhängigkeit von staatlichen Unterstützungsleistungen zu
durchbrechen. Doch vor dem Hintergrund der hohen
Arbeitslosenquote in Thüringen sind ihre Chancen auf
Beschäftigung gering. Die Folgen sind ähnlich wie bei
arbeitslosen Deutschen: Erwerbslosigkeit bedeutet häu-
fig gesellschaftliche Stigmatisierung und mangelnde
Partizipation, begleitet durch eine hohe psychische
Belastungssituation. Wer längere Zeit nicht gearbeitet hat, 
wird für den Arbeitsmarkt unattraktiver, verliert seine 
Beschäftigungsfähigkeit. Dies gilt auch für Asylsuchende,
unabhängig von der Frage, ob sie in Zukunft in den
deutschen Arbeitsmarkt oder in den ihres Herkunftslandes

integriert werden sollen. Deshalb bot das Projekt „Beruf-
liche Qualifizierung von Flüchtlingen in Regelmaßnah-
men“ AsylbewerberInnen die Möglichkeit einer individuell
angepassten, beruflichen Weiterbildung, um ihre Chancen
auf dem Arbeitsmarkt zu erhalten und auszubauen.

Praxis
Für die Kursangebote in der Weiterbildung bewarben sich
sehr viele AsylbewerberInnen. Ihre Erwartungen an das
Projekt waren mindestens so hoch wie ihre Motivation zur
Mitarbeit. Die Gruppen, die sich nach jedem Aus-
wahlverfahren bildeten, waren bunt gemischt: Frauen,
Männer, Jüngere, Ältere, Ingeneurinnen und Hilfsarbeiter
aus mehr als einem Dutzend Länder lernten zusammen in
einem Team von jeweils 20 TeilnehmerInnen. Die Kurs-
mitglieder verfügten über recht unterschiedliche Aus-
gangserfahrungen mit Lernsituationen im Arbeitsleben
und Lebensalltag. Diese Erfahrungen galt es im ersten
Schritt zusammen zu führen. Im Zentrum des Unterrichts
stand die Vermittlung von Handlungskompetenzen, die
Frage, auf welchem Weg und mit welchen Maßnahmen
ein gesetztes Ziel zu erreichen ist. Bei der Wahl der
Weiterbildungswünsche waren zahlreiche Dinge zu
beachten. Die MitarbeiterInnen des Projekts benötigten
interkulturelle Kompetenz bei der Verständigung über bes-
timmte Berufe. Häufig existieren nicht nur andere
Berufsbezeichnungen, sondern auch Profil und Inhalte
unterscheiden sich von Land zu Land. 

Berufliche Qualifizierung von Asylsuchenden

+  +  + September / Oktober 2002  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  

Bewerbungsgespräche mit mehr 
als 50 BewerberInnen, Auswahl
der TeilnehmerInnen für den
ersten Jahreskurs

25. Oktober: Interkulturelles
Training zur Vorbereitung der
Arbeit mit Asylsuchenden

25.-27. September: 2. transnationales Treffen
in Lissabon, Portugal: Aufbau dreier Arbeits-
gruppen zu den Themen „Gesundheit“,
„Arbeit und Bildung“ und „capacity building“
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+  +  + November / Dezember 2002  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  

Die MitarbeiterInnen ermittelten gemeinsam mit den
einzelnen TeilnehmerInnen deren Stärken und berufliche
Vorstellungen und suchten dann Weiterbildungsträger
bzw. Praktikumsbetriebe als Partner, die die Qualifizierung
im Berufsfeld übernahmen. Zu berücksichtigen war dabei
auch das Spannungsfeld zwischen der hochqualifizierten
Weiterbildung, die das Projekt ermöglichte, und der
Situation auf dem Arbeitsmarkt nach Projektende, auf dem
AsylbewerberInnen eher im Segment der schlechtquali-
fizierten Tätigkeiten eine Chance auf Beschäftigung
haben. So zeigten einige TeilnehmerInnen Interesse an
Berufsfeldern, die eigentlich unter ihrer Qualifikation
lagen, in denen sie sich aber größere Chancen auf eine
Anstellung erhofften.

Finanzielle Förderung
Finanziell fußte das Projekt zu 75% auf der Förderung
durch die Europäische Union. Wesentliche und ver-
lässliche Unterstützung erfuhr das Projekt durch das
Arbeitsamt Erfurt (heute Arbeitsagentur Erfurt), das trotz
des internen Umbaus im Projektzeitraum und der
Einschränkung von Fördermitteln durch den Bund bei
jedem Jahreskurs die Sprachförderung im ersten Modul
als Trainingsmaßnahme finanziell absicherte. 

Grenzen
Zur Umsetzung nutzte das Teilprojekt „Berufliche
Qualifizierung“ den rechtlichen Rahmen der beruflichen
Weiterbildung des SGB III zur Finanzierung. Durch die vier
„Gesetze für Moderne Dienstleistungen am Arbeitsmarkt“
(besser bekannt als „Hartz I – IV“) änderte sich der gesetz-
liche Hintergrund für die berufliche Weiterbildung. Die
öffentlichen Förderungen wurden eingeschränkt und die
Auswahl an Weiterbildungsangeboten reduzierte sich
merklich. So ist es nachvollziehbar, dass die sog. Hartz-
Reformen auch die Arbeit des Projekts stark beeinflusste
und die Vermittlungsarbeit erschwerte, um allen teil-
nehmenden AsylbewerberInnen eine passende Weiter-
bildung anbieten zu können.
Hinderlich bei der Vermittlung der TeilnehmerInnen in die
berufliche Qualifizierung war neben den genannten ver-
minderten Weiterbildungsangeboten auch die sog.
Residenzpflicht. Warum beispielsweise darf sich eine
Fachkraft in einem speziellen Datenverarbeitungssystem
nicht in einer anderen Region weiterbilden, obwohl in
Erfurt und Umgebung gar keine entsprechende Mög-
lichkeit besteht? In dem geschilderten Fall konnte eine
gute Vereinbarung mit der zuständigen Ausländer-
behörde getroffen werden. Doch die Erkenntnis bleibt:
Jeder Einzelfall ist geprägt von bürokratischen Hürden, die
einem Menschen, der das deutsche Verwaltungswesen
nicht kennt, oft unüberwindlich erscheinen müssen. 

Was bleibt?
AsylbewerberIn zu sein bedeutet immer, mit einer
ungewissen Zukunft leben zu müssen. Wer konnte zum
Zeitpunkt des gemeinsamen Lernens im Projekt schon
sagen, ob oder wie lange sie oder er in Deutschland
bleiben würde. Diese Ungewissheit begleitete unsere
TeilnehmerInnen auch während der Entscheidung zur be-
ruflichen (Neu-)Orientierung. Der Wunsch bzw. die
Hoffnung, in Deutschland bleiben zu können, prägte vor-
wiegend die individuellen Ziele in der Wahl des Berufs-
feldes. Dabei zeigte sich, dass Bildung im Sinne der
Vermittlung und Aneignung von Kenntnissen und Fertig-
keiten eine Form der Unterstützung ist. Andere Formen,
wie Beziehungs- und Gruppenarbeit, Beratungsangebote,
Hilfe beim Aufbau eines persönlichen Netzwerks, müssen
als Angebote daneben stehen. Nur so können die Teil-
nehmerInnen tatsächlich von der Weiterbildung partizi-
pieren und sie für ihre persönliche Zukunft nutzen. 
Die Erfahrungen mit dem Projekt zeigen, wie wichtig die
berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen ist, um sie psy-
chisch zu stabilisieren und eine gesellschaftliche Teilhabe
zu erleichtern. Dennoch stößt man an Grenzen: Nicht nur
die schwierige Lage auf dem Arbeitsmarkt, sondern vor
allem die derzeitige deutsche Gesetzeslage erschwert
eine Beschäftigung von Asylsuchenden auch mit ver-
besserter Qualifikation. Die Erfolgsaussichten stiegen
wesentlich bei den TeilnehmerInnen, die einen ge-
sicherten Aufenthaltstitel erlangten. 

4. November: Beginn des ersten
Jahreskurses mit einem dreimonatigen
Intensivkurs Deutsch mit 20 Asyl-
suchenden aus 13 Ländern

28. November: Auftaktveranstaltung
des Projekts mit dem Arbeitsamt
Erfurt im Berufsinformationszentrum

5. Dezember: Workshop zum
Gender-Mainstreaming für die
Beschäftigten des Projekts
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+  +  + Januar / Februar 2003  +  +  +  +  +  + März / April 2003  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +    

Beginn des zweiten Moduls zur beruflichen
Weiterbildung der TeilnehmerInnen des
ersten Jahreskurses

Werbung von TeilnehmerInnen für den zweiten Jahreskurs

Beginn der Mitarbeit im Netzwerk für Integration der Stadt Erfurt,
um die Interessen von Asylsuchenden dort zu verankern

Das Konzept: 12 Monate – 3 Module

3 Monate 3 Monate 6 Monate 
Vollzeitunterricht Vollzeitunterricht in einem Betrieb oder einer 

Weiterbildungsmaßnahme

Gruppe von 20 Gruppe von 20 Individuell integriert in
AsylbewerberInnen AsylbewerberInnen/ reguläre Maßnahmen der

individuell beruflichen Weiterbildung 
bzw. in Betriebsstrukturen

Vermittlung und Vermittlung von Qualifizierung entsprechend
Festigung von anwend- Schlüsselqualifikationen der Vorqualifikationen und
baren Grundkenntnissen Inhaltliche Vermittlung: der Verwertbarkeit der
in Deutsch. - Der Arbeitsmarkt Qualifikationsinhalte im

- Individuelles und kollek- Herkunftsland bzw. auf 
tives Arbeitsrecht dem deutschen Arbeitsmarkt 

- Gesellschaftskunde und 
Geschichte

- PC-Unterricht 

Filtern der bisherigen 
individuellen beruflichen 
Kompetenzen, 
Akquise der bestmöglichen 
beruflichen Chancen in der
Zukunft auf Grundlage der 
vorhandenen Kompetenzen

begleitende sozialpädagogische Beratung

Interkulturelle Angebote für das interessierte Personal von Weiterbildungsträgern 
und Praktikumsbetrieben, von Behörden und anderen Institutionen

Sprachmodul Modul zur beruflichen Qualifizierung
Deutsch Neuorientierung im Berufsfeld
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+  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

Wie unterrichtet man in einer Gruppe mit 20 Personen aus
12 Ländern im Alter zwischen 25 und 52 Jahren, Männer
und Frauen, gläubig oder nicht gläubig, von denen einige
AkademikerInnen sind und andere Ungelernte? Wie
berücksichtigt man im Unterricht die vielfältigen Probleme
der TeilnehmerInnen im Asylverfahren, Existenzängste,
eigene Krankheiten oder die von Familienmitgliedern,
Sorgen um Angehörige in Kriegsgebieten?

Im Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in
Regelmaßnahmen“ wurden für jeweils sechs Monate drei
Gruppen von ca. 20 Personen zusammen unterrichtet. In
einem ersten Modul von drei Monaten unterrichteten die
DozentInnen intensiv Deutsch, in einem zweiten Modul
von weiteren drei Monaten stand die berufliche
Neuorientierung im Vordergrund. Die Auswahlkriterien für
die Teilnahme beschränkten sich nicht nur auf die
Sprachkenntnisse, sondern die persönliche Motivation
und das Interesse am Gesamtprojekt spielten eine eben-
so wichtige Rolle. Der Sprachunterricht orientierte sich an
den kommunikativen Anforderungen an die Sprachkom-
petenz der Asylsuchenden in ihrer neuen Lebensum-
gebung Deutschland. Kaum einE TeilnehmerIn hatte die
bereits vorhandenen Deutschkenntnisse systematisch
erworben, sondern sie ergaben sich aus den Sprech-
erfahrungen im Alltag. So waren die mündlichen
Fähigkeiten meist größer als die schriftlichen. Die
Kommunikationsfähigkeit in Deutsch war im Projekt eine
wesentliche Säule, denn über Sprache sollten die
TeilnehmerInnen nicht nur Kontakte zu Deutschen und zu
anderen AusländerInnen aufbauen, sondern Sprache war
auch Voraussetzung dafür, an der weiteren beruflichen
Qualifizierung im zweiten Halbjahr teilnehmen zu können.
Denn nach einer beruflichen (Neu-)Orientierung im zwei-
ten Modul lernten die TeilnehmerInnen im dritten Modul,
der eigentlichen beruflichen Qualifizierung, überwiegend 
mit oder bei Deutschen. Die Konzeption der Kurse ging
davon aus, dass Kommunikation mehr als reine Sprach-
kompetenz ist. Sie orientierte sich vielmehr an einer um-
fassenderen Verständigungsfähigkeit, die interkulturelle
Aspekte mit berücksichtigte.

Schnell wurde klar, dass das Sprachniveau der Gruppe
sehr heterogen war. Einige TeilnehmerInnen waren schon
seit Jahren in Deutschland, andere erst wenige Monate.
Menschen, die zunächst das deutsche Alphabet neu ler-
nen mussten, hatten es schwerer als die anderen. Nach
den Erfahrungen im ersten Kurs wurde entschieden, die
Gruppe im zweiten und dritten Jahreskurs bei der
Sprachvermittlung in zwei Niveaustufen aufzuteilen.

Vormittags wurde gemeinsam gelernt, nachmittags in zwei
Sprachniveaugruppen. Die Gruppen waren nicht starr,
sondern durchlässig, so dass jedeR je nach Lernerfolg
wechseln konnte. 

An die DozentInnen und die Koordination der Kurse stellte
dies hohe Anforderungen. Der Spagat zwischen Verständ-
nis und Einfühlungsvermögen für die Situation der
TeilnehmerInnen einerseits und die formalen Anforderun-
gen an die Anwesenheit sowie die Gewährleistung eines
effizienten Unterrichts für alle war nicht immer leicht.
Immer wieder traten auch Konflikte auf, sowohl unter den
TeilnehmerInnen als auch zwischen TeilnehmerInnen und
DozentInnen. Von Anfang an versuchten die DozentInnen,
eine Atmosphäre der Akzeptanz und Achtung zu schaffen,
in der auch Konflikte lösbar waren. Hilfreich dafür war, mit
Konflikten nicht allein zu stehen, sondern auf die
Unterstützung der anderen ProjektmitarbeiterInnen zu-
rückgreifen zu können. Auftretende Probleme konnten
durch die Absprache mit der sozialpädagogischen
Betreuung oder die Einbindung des Teilprojekts Inter-
kulturelle Bildung gelöst werden. Somit bot das Projekt in
seiner vernetzten Arbeitsstruktur Möglichkeiten, die sonst
häufig nicht zur Verfügung stehen. 

Z.B. Deutsch – Erfahrungen mit
dem Unterricht von heterogenen
Lerngruppen

26. März: bundesweite Fachtagung „Brot und
Würde. Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen
ohne gesicherten Aufenthalt“ 

2.-4. April: 3. transnationales Treffen in Assen, Niederlande:
gemeinsame Entwicklung eines Leitfadens für die berufliche
Weiterbildung
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+  +  + Mai / Juni 2003 +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  Juli / August 2003  +  +  +  +  +  +  +  +  +  

Auswahlverfahren für den zweiten Jahreskurs

Vermittlung der TeilnehmerInnen des ersten Jahreskurses
in andere Bildungsträger und in betriebliche Praktika

23. Juli: Veranstaltung zur Lage von Flüchtlingen in
Thüringen für Angehörige von Verwaltung, Weiter-
bildungsträgern, sowie Unterstützungsgruppen für
Asylsuchende 

Stichwort Gender Mainstreaming

Für viele Menschen ist der englische Begriff „Gender Mainstreaming“ zunächst unver-
ständlich. Doch es ist schwierig, ihn ins Deutsche zu übersetzen, denn es gibt keine ein-
fache Entsprechung. „Geschlechtergleichstellung als Querschnittsaufgabe“ ist sperrig. Eine
deutsche Übersetzung ist zwar für ein erstes Verständnis hilfreich, doch hat sich der eng-
lische Begriff „Gender Mainstreaming“ im internationalen Kontext durchgesetzt. Dies ist 
sinnvoll, denn ein einheitlicher Begriff gewährleistet, dass die Beteiligten in unterschied-
lichen Ländern das Gleiche unter dem Leitprinzip Gender Mainstreaming verstehen.

„Gender“ = soziales Geschlecht
In unterschiedlichen Gesellschaften existieren unterschiedliche Vorstellungen darüber, was
„Frauen“ und was „Männer“ sind. Gender Mainstreaming geht davon aus, dass die 
Vorstellungen, was „typisch weiblich“ oder „typisch männlich“ ist, nicht vom biologischen
Geschlecht abhängt (Englisch: sex), sondern von der Gesellschaft erzeugt werden. Dass in
Deutschland mehr Frauen als Männer lange Haare tragen, hat weniger mit besserem
Haarwuchs von Frauen zu tun als mit einem Schönheitsideal, welches man ihnen
zuschreibt. Geschlechterrollen und ihre gesellschaftlichen Auswirkungen sind somit verän-
der- und gestaltbar. 

„Mainstreaming“ = Querschnittsaufgabe
Der Begriff meint, dass ein Thema auf allen Ebenen der Analyse und Entscheidungen
berücksichtigt werden soll, er soll zu einem „Hauptstrom“ gemacht werden. Neben dem
Thema „Geschlecht“ können z. B. ein nachhaltiger Umweltschutz, der barrierefreie Zugang
für Menschen mit Behinderungen oder die Vermeidung von Rassismus Querschnitts-
themen sein. 

Definition der Europäischen Kommission
Gender Mainstreaming ist fester Bestandteil aller von den Strukturfonds der Europäischen
Union finanzierten Projekte.
Gender Mainstreaming bedeutet, dass bei der Vorbereitung, Durchführung, Begleitung und
Bewertung aller allgemeinen Maßnahmen und Tätigkeiten die Auswirkungen auf die je-
weiligen Situationen der Frauen und Männer erkennbar und aktiv berücksichtigt werden.
Dazu gehört auch die Planung, Durchführung, Begleitung und Bewertung zur Förderung
der Gleichstellung, Unterstützung von Frauen, damit diese gleichberechtigt teilnehmen und
profitieren können. 

Gender Mainstreaming schließt eine gezielte Förderung von Frauen mit ein, geht aber
darüber hinaus. Es handelt sich nicht um ein „Frauenthema“, sondern es geht darum,
gesellschaftliche Rahmenbedingungen daraufhin zu analysieren, inwieweit sie die unter-
schiedlichen Lebenssituationen, Rollenzuschreibungen und Interessen von Frauen und
Männern berücksichtigen. So stößt beispielsweise der Wunsch eines Mannes, sich gleich-
berechtigt um die Erziehung eines Kindes zu kümmern, auf vielfältige gesellschaftliche
Hindernisse: Dazu gehört die Tatsache, dass es weniger Teilzeitstellen für Männer gibt
ebenso wie eine gesellschaftliche Vorstellung, nach der Männer die Versorger der Familie
seien.
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+  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

Situation I - Unterrichtsalltag: 
Um 09.00 Uhr sind endlich fast alle KursteilnehmerInnen
da. Fast, denn es fehlen einige wegen verschiedener
Termine. Es ist auch nicht immer leicht, bis 15.30 Uhr die
Unterrichtsstärke zu halten. Dennoch ist das Interesse an
den Unterrichtsinhalten groß, die Beteiligung rege und das
Klima gut. Wenn sich TeilnehmerInnen unterfordert fühlen,
diskutieren sie das mit den DozentInnen. Sie haben große
Erwartungen an das Bildungsangebot und manche lernen
nach Unterrichtsschluss eigenständig weiter. Einzelne
TeilnehmerInnen, deren Motivation nicht sehr groß ist,
werden skeptisch betrachtet. JedeR weiß, wie schwer es
ist, einen Platz zu ergattern und dass noch viele warten.
Woher kommen dann all diese Fehlzeiten, welche die
DozentInnen zur Verzweiflung treiben?

Situation II - Kinderbetreuung:
Eine Teilnehmerin (ehemals Chemikerin), die mit gutem
Erfolg am Kurs teilnimmt, sieht zunehmend müde und
abgespannt aus. Das jüngste von drei Kindern wird zu
Haus vom Vater versorgt, was nicht so gut klappt. Der
Vater ist diese Arbeit in der Familie nicht gewohnt. Dank
der Mithilfe des Jugendamtes bekommt die Familie inner-
halb von zwei Wochen einen Kindergartenplatz in mittlerer
Entfernung. Trotzdem verabschiedet sich die Teilnehmerin

schon zum Ende des Deutschkurses aus dem Projekt. Ihr
Mann sei nicht bereit, den Sohn weiterhin morgens in den
Kindergarten zu bringen. Auch könne sie die familiären
Arbeiten neben dem Unterricht nicht mehr bewältigen.

Situation III - Gesundheit: 
Eine Teilnehmerin (ehemals Lehrerin) entschuldigt sich
regelmäßig vom Unterricht. Sie begleitet ihren Mann dann
zur Nierendialyse und pflegt ihn anschließend. Das
Sozialamt verweigert ihm als Asylsuchenden aus Kosten-
gründen einen Listenplatz für eine Nierentransplantation.
Die gesundheitliche Versorgung von Asylsuchenden soll
nur im akuten Schmerzfall geschehen und wird nur auf
Minimalniveau gewährt.
Die Teilnehmerin leidet außerdem an bösartigem Krebs.
Im Anschluss an eine Operation verschreibt ihr ihre Ärztin
ein tumorhemmendes Präparat. Das Sozialamt lehnt
dieses mit der Begründung ab, nicht für Präventivmedizin
zu zahlen. Die Ärztin besorgt über einen längeren
Zeitraum Probepackungen für die Frau, denn eine lücken-
lose Einnahme ist erforderlich, um neues Tumorwachstum
zu verhindern. Als ein Engpass droht, entschließt sich die
Teilnehmerin zum erneuten Antrag beim Amt und einer
Eilklage vor Gericht. Das Verfahren endet nach einigen
Wochen negativ, 20 ¤ Gerichtsgebühren sind zu zahlen.

Bevor nichts mehr geht –
Sozialpädagogische Beratung und MultiplikatorInnenarbeit

4. August: Beginn des zweiten Jahreskurses mit 20
Asylsuchenden aus zehn Ländern

27. August: Pressegespräch zum Stand des Projektes
(Halbzeitbilanz)
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Dies waren nur Beispiele sehr verschiedener und sehr
komplexer Probleme, mit denen viele der teilnehmenden
AsylbewerberInnen konfrontiert waren. Sie liefern
Erklärungen dafür, wie es zu Fehlzeiten und Lern-
schwierigkeiten kommen kann. Sie zeigen aber auch, in
welchen Feldern die sozialpädagogische Betreuung im
Projekt agierte. Die MitarbeiterInnen bemühten sich,
während der ersten sechs Monate im gemeinsamen Kurs 
um Einblicke in die individuelle augenblickliche Situation,
um intervenieren zu können, bevor es zu spät ist. Die
Zusammenarbeit mit den TeilnehmerInnen basierte dabei
auf Freiwilligkeit, gegenseitigem Vertrauen, Parteilichkeit
für ihre Belange und aktivierender Unterstützung. 

Die geschilderten komplexen Probleme erforderten 
häufig eine Zusammenarbeit mit anderen Stellen und
Einrichtungen. So entstand in den letzten Jahren ein
Netzwerk von ehrenamtlichen und hauptamtlichen
Engagierten in der Flüchtlingsarbeit. Oftmals werden
diese mit der Situation konfrontiert, dass die Betroffenen
erst im akuten Stadium ihrer ausländer-, sozialrechtlichen
oder gesundheitlichen Probleme zu ihnen kommen. Sie
selbst stehen dann vor einem Labyrinth auf der Suche
nach einer Lösung. Der Flüchtlingsrat versuchte, sie im
Rahmen des EQUAL-Projekts durch die Organisation von
Weiterbildungs- und Vernetzungsseminaren zu den
aktuellen rechtlichen und politischen Fragen in diesem
Bereich zu unterstützen. Ziel war es, gemeinsam die
Einhaltung der (Menschen-)Rechte von Asylsuchenden
während ihres Asylverfahrens in Deutschland zu ge-
währleisten. Dazu war eine kompetente Vertretung vor
Behörden, die oft genug selbst unsicher im richtigen
Umgang mit den Bestimmungen sind, genauso wichtig wie
die Beteiligung an öffentlichen Veranstaltungen zu
Flüchtlings- und Menschenrechtsfragen.

Situation IV - Krieg in der Heimat: 
Als im März 2003 die USA den Irak angreifen, stehen 
drei irakische TeilnehmerInnen (ehemals Germanist,
Ingenieur, Pilot) unter Schock. Seit dem ersten Kriegstag
sind alle Telefonverbindungen in den Irak unterbrochen.
Wie es ihren Familien ergeht, erfahren sie für die nächsten
Wochen nicht. Stattdessen sehen sie die Kriegsbilder 
von  TV „Al Dshasira“. Alle drei können tagelang nicht
schlafen und kommen nur noch zum Unterricht, um sich
abzulenken. Sie können sich kaum vom Fernseher lösen,
der ihre einzige Verbindung zur Heimat ist. Sie sind still
und niedergeschlagen. Einer glaubt sicher, sein zerstörtes
Haus wiedererkannt zu haben.

Situation V – Asylverfahren: 
Der Asylantrag eines Teilnehmers aus dem Kosovo (ehe-
mals Stadtreiniger) wurde abgelehnt. Er klagt dagegen
und muss sich auf sein Verfahren vor dem Verwaltungs-
gericht vorbereiten. Er selbst sowie zwei seiner Kinder 
leiden unter chronischen körperlichen bzw. psychischen
Mehrfacherkrankungen. Der Teilnehmer versteht die
Anschreiben seines Anwaltes in der Regel nicht und die
Dynamik des gesamten Asylverfahrens ist ihm unklar.
Nach einem Telefonat mit dem zuständigen Richter wird
deutlich, dass dieser Wert auf ärztliche Gutachten von
anerkannten Thüringer Fachärzten legt, um über ein
humanitäres Asyl zu entscheiden. Nach vielfachen Tele-
fonaten sind die behandelnden Ärzte bereit, Stellung-
nahmen zu schreiben. Richtige Gutachten kosten jedoch
mindestens 600 ¤ und sind für die Familie des Teil-
nehmers nicht zu bezahlen. Der Richter lehnt den
Asylantrag ab, weil er die Unterlagen zur gesundheitlichen
Situation der Familie für nicht ausreichend befindet. Die
finanziellen Ursachen dafür lässt er nicht gelten. Seitdem
lebt die Familie mit einer Duldung und die Ausländer-
behörde sieht auf Grund der Krankheiten der Kinder bis
jetzt von einer Abschiebung ab.

+  +  + September / Oktober 2003  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  

29. September: Beginn eines zusätzlichen dreimonatigen
Deutschkurses mit 20 neuen TeilnehmerInnen aus elf
Ländern in Zusammenarbeit mit dem Arbeitsamt Erfurt

23. September: Podiumsdiskussion zum Thema
„Aufenthalt auf Zeit – Warum dann Integration?“
mit VertreterInnen der drei Landtagsfraktionen
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Empowerment heißt wörtlich übersetzt „Bemächtigung“. Der Begriff stammt ursprünglich aus der

amerikanischen Bürgerrechts- und Frauenbewegung und entwickelte sich aus den praktischen

Erfahrungen von Selbsthilfeinitiativen von Menschen in sozial benachteiligten Wohngegenden. Deren

Ziel war die Überwindung sozialer Benachteiligungen und Ungleichheiten, die Kontrolle über die

eigene Lebensgestaltung sollte (zurück-)gewonnen werden. Diese Ansätze wurden von der

Gemeindearbeit aufgegriffen und ein Konzept der professionellen Unterstützung von Menschen

entwickelt, ihre Gestaltungsspielräume und Ressourcen wahrzunehmen und zu nutzen. Zwar setzt

das Konzept des Empowerment beim Individuum an, zielt aber auf eine kollektive Stärkung ab. Durch

seine häufige und allgemeine Benutzung hat der Begriff in den letzten Jahren an analytischer Schärfe

verloren.

Empowerment der Zielgruppe war auch einer der Leitgedanken der Gemeinschaftsinitiative von

EQUAL. Im Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ spielte die

Stärkung sowohl der teilnehmenden AsylbewerberInnen als auch von Angehörigen der Mehrheits-

gesellschaft in der Interkulturellen Bildung in unterschiedlichen Situationen eine Rolle. 

Ein Beispiel: Das Projekt veranstaltete eine öffentliche Podiumsdiskussion mit allen Landtags-

fraktionen unter dem Titel: „Aufenthalt auf Zeit – Warum dann Integration?“. Damit die im Projekt 

teilnehmenden AsylbewerberInnen ihre Interessen selbst zur Sprache bringen konnten, war die

Veranstaltung Thema im gemeinsamen Unterricht. Die ProjektmitarbeiterInnen informierten die

KursteilnehmerInnen über den Rahmen und das Ziel der Veranstaltung. Schließlich fand sich ein

Kursteilnehmer freiwillig bereit, die Positionen seiner Mitlernenden stellvertretend auf dem Podium zu

vertreten und mit den PolitikerInnen zu diskutieren. 

+  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

Stichwort Empowerment

1.-4. Oktober: 4. transnationales Treffen in
Göteborg, Schweden: Entwicklung von poli-
tischen Empfehlungen zur Verbesserung der
Situation von Asylsuchenden

3. Oktober: Beteiligung am 
multikulturellen Straßenfest 
unter dem Motto „Tag der 
Einheit des Menschen“

17.-19. Oktober: Wochenendseminar
mit den TeilnehmerInnen des ersten
Jahreskurses zur Projektauswertung
in Hain
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Amadou Mboua* aus Kamerun
Ich heiße Amadou Mboua und bin 1999 nach Deutschland
geflohen, nachdem ich in Kamerun wegen meines politi-
schen Engagements in der Opposition zweimal im Ge-
fängnis „verschwunden“ war und nur durch glückliche Zu-
fälle von meinen Verwandten aufgespürt werden konnte.
In Deutschland angekommen war ich schockiert über die
Zustände bei der Unterbringung und beim täglichen
Umgang mit Asylsuchenden. Ich begann, mich bei der
Selbsthilfeorganisation „The Voice“ zu engagieren.
Gleichzeitig nahm ich von dem spärlichen Taschengeld
und vereinzelten Spenden erste Deutschstunden. Durch
mein politisches Engagement bekam ich auch Kontakt
zum Flüchtlingsrat Thüringen. Dort erfuhr ich im Jahr 2001
von den Planungen für das Equal-Projekt „Berufliche
Qualifizierung von Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ und
half bei ersten Übersetzungen und schließlich bei der
Werbekampagne in den Asylbewerberunterkünften, um
das Projekt und seine Ziele bei den Erfurter Asyl-
suchenden bekannt zu machen. Ich erhielt selbst einen
Teilnahmeplatz im Projekt, schied allerdings nach dem
ersten Deutschmodul aus, denn nach meiner Heirat erhielt
ich eine Aufenthaltserlaubnis für Deutschland. 
Ich wollte nun die reguläre berufliche Förderung durch das
Arbeitsamt nutzen, dies gestaltete sich aber schwierig, da
ich als Asylsuchender keine Möglichkeit hatte, mir einen
Anspruch auf Arbeitslosenförderung zu erarbeiten. Mein

Wunsch: eine Umschulung zum Hotelfachmann. Mit
Beharrlichkeit und der Unterstützung eines engagierten
Arbeitsvermittlers gelang es mir nachzuweisen, dass ich
trotz zahlreicher Bewerbungen keinen Ausbildungsplatz in
einem Hotel finden konnte. Ich erhielt eine Zulassung für
einen Eignungstest beim Arbeitsamt. Bei dessen
Auswertung wurden unter anderem meine Deutschkennt-
nisse getestet und als ausreichend anerkannt. Ich war nun
glücklicher Besitzer eines Bildungsgutscheines für eine
Umschulung zum Hotelfachmann. 
Im Juni 2003 begann ich schließlich meine Umschulung
zum Hotelfachmann in Westdeutschland. Dort galt ich
anfangs als „Ossi“, doch es entwickelte sich schnell ein
gutes Verhältnis zu meinen Klassenkameraden und den
Lehrern. Im Januar 2005 beendete ich meine Umschulung
erfolgreich. Nun suche ich eine Praktikumsstelle in Groß-
britannien. Ich glaube, dass Englischkenntnisse im Beruf
sehr wichtig sind. Der Tourismus boomt in England und ich
habe die Hoffnung, von dort einen erfolgreichen Seiten-
einstieg in eine Hotelkette in Deutschland zu finden.
Obwohl ich nach den Jahren der Odysee gern heimisch
werden würde, sehe ich für mich in Thüringen wenig
Perspektiven. Das liegt einerseits an den schlechten Ver-
mittlungschancen in qualifizierte Berufe für Afrikaner,
andererseits an den vielen alltäglichen Feindseligkeiten,
die verhindern, dass ich mich hier zu Hause fühlen kann.

Ermelinda Majko* aus Albanien
Ermelinda Majko floh nach Deutschland, weil sie in ihrem
Heimatdorf Opfer einer Blutfehde geworden war, bei der
ihr Bruder starb. Sie selbst überlebte schwerverletzt, ver-
lor jedoch ein Bein und ist seitdem gehbehindert. Eine
Korrekturoperation, bei der ihr Amputationsstumpf für den
Prothesensitz „geglättet“ werden sollte, wurde ihr aus
Kostengründen versagt. 
Frau Majko besuchte ab September 2003 unser Projekt.
Während der Phase der beruflichen Sondierung wurde ihr
Asylverfahren endgültig negativ beschieden. Die
Ausländerbehörde drängte sie zur schnellen Rückkehr
nach Albanien. Die Bezahlung einer neuen Prothese
durch die Kasse war ebenfalls in Frage gestellt. Frau
Majko war geschockt und verzweifelt. Vor der Rückkehr
nach Albanien hatte sie große Angst, sie überlegte sogar
unterzutauchen. 
Halt gaben ihr der tägliche Unterricht in unserem Projekt
und der freundliche und sensible Umgang miteinander.
Nach mehreren intensiven Gesprächen war Frau Majko in
der Lage, sich mit dem Gedanken einer Rückkehr nach
Albanien auseinander zu setzen. In ihr Heimatdorf konnte
sie auf Grund der Blutfehde nicht zurück, woanders hatte
sie keine nahen Angehörigen. Die Verschiebung der
Ausreise bis zum Abschluss der Weiterbildung lehnte die

EQUAL  konkret

+  +  + November / Dezember 2003  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +

Beginn des zweiten Moduls 
für den zweiten Jahreskurs

10. Dezember: Interkulturelle Weiterbildung 
für MitarbeiterInnen im Bereich Weiterbildung
zur Sensibilisierung für die Lebensrealitäten
von Asylsuchenden

16. Dezember: Interkulturelle
Weihnachtsfeier mit anderen
Weiterbildungskursen
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+  +  + Januar / Februar 2004  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  

Ausländerbehörde ab. Unser Projekt nahm Kontakt zum
SOLWODI e.V. auf, der Reintegrationshilfen organisiert
und einen Kontakt zu einer albanischen Frauenorgani-
sation herstellte. Reintegration bedeutet für SOLWODI
e.V. nicht nur die problemlose Rückreise, sondern auch
konkrete Unterstützung beim Neuanfang. Gemeinsam
wurde vereinbart, dass Frau Majko in Albanien eine
Ausbildung zur Schneiderin absolviert und SOLWODI e.V.
in der Zwischenzeit für ihren Unterhalt sorgt.
In Albanien angekommen, erkrankte Ermelinda Majko,
schnell entzündete sich der Stumpf ihres Beines trotz der
neuen Prothese schwer und sie musste für längere Zeit
ins Krankenhaus. Ohne OP wird sich ihr Bein immer
wieder entzünden. Eine Weiterbildung konnte sie wegen
ihrer Erkrankung nicht suchen. Sie ist bei entfernten
Verwandten untergekommen, wie lange sie dort bleiben
kann, weiß sie nicht. Das Projekt versucht, den Kontakt zu
Frau Majko nicht abreißen zu lassen, um sie weiter zu
unterstützen.
(Der Text wurde von den MitarbeiterInnen des Projekts verfasst.)

Ramsan Chaguew* aus Tschetschenien
Mein Name ist Ramsan Chaguew und ich kam im Jahr
2001 mit Frau und Kind aus Tschetschenien nach
Deutschland, weil in meiner Heimat ein brutaler Krieg
herrschte. In Tschetschenien arbeitete ich als LKW-Fahrer
und hatte später eine eigene Kfz-Werkstatt. Mit Freunden
baute und reparierte ich landwirtschaftliche Maschinen. Es
ging uns gut, aber unser Leben wurde durch den Krieg
zerstört.
Hier in Thüringen fand ich als Asylbewerber keine Arbeit.
So waren wir gezwungen, von staatlichen Leistungen für
Asylbewerber (80% des Sozialhilfesatzes) zu leben, was
wir eigentlich gar nicht wollten.
2003 erfuhr ich durch einen Freund von dem EQUAL-
Projekt für Asylbewerber in Erfurt. Ich bewarb mich und
bekam nach dem Bewerbungsgespräch eine Zusage,
über die ich sehr glücklich war. Die anderen Teilnehmer
meines Kurses kamen z.B. aus Kamerun, Togo, Iran, Irak,
Libanon, Bosnien, Georgien, Weißrussland. 
Der Intensivkurs Deutsch war wichtig, weil mir vorher die
Verständigung auf den Ämtern oder mit den Einhei-
mischen große Schwierigkeiten bereitete. Während des
zweiten Abschnitts vertieften wir, verbunden mit weiteren
Deutschstunden, unsere Kenntnisse von PC-Anwendun-
gen, arbeits- und sozialrechtlichen Grundlagen, machten
Kommunikations- und Bewerbungstrainings etc. Durch
Exkursionen in Betriebe und Bildungsträger konnten wir
uns ein reales Bild vom deutschen Arbeitsmarkt und der
Region machen. 
Zusammen mit den MitarbeiterInnen des EQUAL-Projekts
überlegte ich, wie meine Arbeitserfahrungen, Fähigkeiten

und Interessen für eine Weiterbildung in Deutschland
genutzt werden könnten. Wir überlegten gemeinsam, ob
ich eine Fortbildung zum Mechatroniker oder zum
LKW–Fahrer absolvieren sollte. Nach langen Überlegun-
gen entschied ich mich für Letztere. 
In meinem Betrieb herrschte erfreulicherweise ein posi-
tives Klima. Wir wurden in vielen verschiedenen Be-
reichen ausgebildet. Nun bin ich stolzer Besitzer des
LKW–Führerscheins mit sämtlichen Zusatzqualifikationen,
also auch eines Gabelstapler-, eines Gefahrgut-, sowie
eines Ladekranscheins (ADR). 
Seit Frühjahr 2004 bin ich als Flüchtling nach der Genfer
Flüchtlingskonvention anerkannt. Meine Weiterbildung
beendete ich im Juli 2004. Als Vater von mittlerweile drei
Kindern ist für mich der Erwerb einer stabilen Beschäf-
tigung sehr wichtig.
Ich glaube, meine Chancen auf dem deutschen Arbeits-
markt haben sich durch die Weiterbildung erhöht. Trotz-
dem ist es schwer, eine Stelle zu finden. Die vielen erfolg-
losen Bemühungen um Arbeit oder Praktikumsplätze
belasten mich und meine Familie sehr. Sollte sich die poli-
tische Lage in Tschetschenien irgendwann einmal ver-
bessern, ist es mein Wunsch, mit meiner Familie nach
Hause zurückzukehren. Auch dort werden die Zertifikate
ihre Anerkennung finden.

*Namen geändert

Besuch der TeilnehmerInnen
im Thüringer Landtag,
Gespräch mit Abgeordneten

Vermittlung der TeilnehmerInnen
des zweiten Jahreskurses in andere
Bildungsträger und in betriebliche
Praktika

15. Januar: Vorführung des Films
„Perspektiven“ und Diskussion für
die MitarbeiterInnen des Sozialamts
Erfurt

EQUAL  konkret
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„Interkulturelle Bildung? Natürlich, interessantes Thema.
Aber wissen Sie, wir haben bei uns gar keine Ausländer
und die paar Spätaussiedler kommen auch so zurecht.“

Diesen Satz bekamen die ProjektmitarbeiterInnen häu-
figer zu hören, wenn sie Angebote zur Interkulturellen
Bildung unterbreiteten. Nicht einmal 2% der Bevölkerung
in Thüringen sind AusländerInnen, darf man da nicht von
einer monokulturellen Realität ausgehen, die einem ver-
traut ist und für die man seine Handlungsspielräume
kennt?

In diesem Kontext war es schwer, Menschen von der
Relevanz Interkultureller Bildung in Thüringen zu über-
zeugen und zu verdeutlichen, dass es nicht nur auf die
Unterscheidung von Kulturen im Sinne von Herkunft geht.
Interkulturelle Bildung ist vielmehr eine Herangehens-
weise, um grundsätzlich Unterschiede wahrzunehmen,
anzuerkennen und ein gleichberechtigtes Miteinander zu
gewährleisten. Dabei spielt es kaum eine Rolle, ob ein
Betrieb oder eine andere Einrichtung Menschen mit
Migrationshintergrund beschäftigt. Auch eine rein
deutsche Belegschaft ist - mit einem erweiterten Kultur-
begriff betrachtet – nicht monokulturell und einheitlich.
Bei Interkultureller Bildung geht es allerdings auch nicht
um reines „Managing Diversity“, um diesen modernen
Begriff ins Spiel zu bringen: Ziel der Interkulturellen

Bildung des Projekts war es nicht, dass Betriebe oder 
sonstige Einrichtungen möglichst gut mit ihren unter-
schiedlichen MitarbeiterInnen umgehen lernen, um den
Umsatz zu steigern und die Wettbewerbsfähigkeit zu
erhöhen. Im Zentrum stand vielmehr die Frage nach der
Gleichstellung der Einzelnen im Betrieb, in Weiter-
bildungskursen, in städtischen Ämtern. Davon sollen
diejenigen profitieren, deren „Kultur“ in der Regel nicht die
der Mehrheit ist und die sich sonst oft nur anpassen kön-
nen, um durchzukommen. Letztendlich hat jeder Betrieb
und jede Einrichtung aber auch etwas von dieser Gleich-
stellung: zufriedene MitarbeiterInnen und TeilnehmerInnen
oder „Fälle“ im Amt, die die eigene Arbeit positiv beein-
flussen.

Von diesem Konzept, das sich im Verlauf der drei Jahre
herauskristallisiert hat, konnten einige Schritte umgesetzt
werden – trotz Zurückhaltung der Angesprochenen.
Begonnen wurde mit einem interkulturellen Weiter-
bildungsangebot für die MitarbeiterInnen des Teilprojekt-
trägers GIAB mbH. Mit Beginn der Kurse für Flüchtlinge
war unter den MitarbeiterInnen die Relevanz des Themas
Interkulturalität klar. Ausgangspunkt war auch hier die
Frage nach den unterschiedlichen Herkunftskulturen, 
bei denen die Unterschiede zunächst offensichtlicher und
die erwarteten Schwierigkeiten größer sind.

Ist Interkulturelle Bildung überflüssig? – Erfahrungen und Perspektiven

+  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  März / April 2004 + +  +  +  +   

20. Januar: Neujahrsempfang
aller drei Kurse sowie aller
MitarbeiterInnen

30. Januar: Pressegespräch
zum Thema „AsylbewerberInnen
und Arbeitsmarkt“

2. März: Beginn des dritten Jahres-
kurses mit 22 TeilnehmerInnen
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+  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  

Die Übungen reichten von der Vermittlung von Wissen
über das Leben unterschiedlicher gesellschaftlicher
Gruppen über das Aufbrechen von Wahrnehmungs-
mustern bis hin zur Reflexion über die eigene gesell-
schaftliche Rolle. Nach einer ersten Schulung zu Beginn
des Projektes 2002 kam von den MitarbeiterInnen der
GIAB schnell der Wunsch nach weiteren Angeboten auf,
die 2003 und 2004 aufgegriffen werden konnten. Erste

Erfolge stellten sich ein: Die interkulturelle Fortbildung
hatte die MitarbeiterInnen so weit sensibilisiert und 
gestärkt, dass sie Vorbehalte deutscher TeilnehmerInnen 
anderer Weiterbildungskurse gegenüber den Asylbewer-
berInnen des Projekts wahrnahmen und diese in ihre
Überlegungen zur Unterrichtsgestaltung mit einbezogen.
Der Austausch über Möglichkeiten eines gemeinsamen
Angebots gipfelte in der Ausrichtung einer Weihnachts-
feier für die TeilnehmerInnen aller Weiterbildungskurse
der GIAB. Die gemeinsamen Vorbereitungen zu der Feier
liefen nicht ohne Probleme und die Feier selbst wurde
nicht von allen getragen und besucht. Dennoch war es ein
Schritt für alle Interessierten, sich besser kennen zu ler-
nen und Barrieren abzubauen. 

2004 wurde von den ProjektmitarbeiterInnen erstmals
eine vertiefendere Interkulturelle Weiterbildung ange-
boten, die einen eintägigen Workshop als Einstieg und ein
ganzes Wochenende umfasste. Hierfür gelang es, den
Kreis der TeilnehmerInnen auf andere Weiterbildungs-
träger zu erweitern. Letztendlich ist schwer zu sagen,
woran das gelegen hat. Möglicherweise an dem eingängi-
gen Titel der Veranstaltung: „Ich höre was, was du nicht
sagst – Zum Umgang mit Interkulturalität in Lehr-
/Lernprozessen". Viele erkannten darin wohl eine Situa-
tion, die sie aus ihrem Alltag kannten. Zumindest brachten
die TeilnehmerInnen in der Einstiegsrunde zum Seminar

Situationen zur Sprache, die sich nicht ausschließlich 
auf Begegnungen mit AusländerInnen beschränkten. 
Der Titel hatte wohl bewirkt, dass die TeilnehmerInnen das
Thema weiter fassten und sich auch angesprochen
fühlten, obwohl sie nicht mit AusländerInnen lebten oder
arbeiteten. Damit war auch das Argument entkräftet, dass
sich eine Beschäftigung mit Interkulturalität in Thüringen
mangels AusländerInnen nicht lohne.

Interkulturelle Bildung in Unternehmen – die Praxis

„Hör´n Sie mal, wir sind ein Wirtschaftsbetrieb. Das 
rechnet sich doch nicht, sich einen Nachmittag wegen
irgendwelcher Ausländer hinzusetzen.“

Die Gewinnung von Unternehmen für das Thema Inter-
kulturelle Bildung gestaltete sich schwierig. Angesprochen
wurden zunächst die Betriebe, in denen Flüchtlinge aus
unserem Projekt ein Praktikum absolvierten. Die An-
nahme, dort am ehesten auf Interesse an Interkultureller
Bildung zu stoßen, erwies sich jedoch überwiegend als
falsch. Während der gesamten Projektlaufzeit blieb es
schwierig, VertreterInnen von Betrieben für Veranstal-
tungen der Interkulturellen Bildung zu interessieren.
Allerdings fehlte oft auch die Zeit, um hier genauer
hinzusehen und die Defizite der unterbreiteten Angebote
zu analysieren und möglicherweise passgenauere An-
gebote für Betriebe zu erstellen. Dabei stellt sich die
grundsätzliche Frage, ob Seminare und Veranstaltungen
für Betriebe die richtige Form sind oder ob nicht statt-
dessen eine am Einzelfall orientierte, aufsuchende und
beratende Tätigkeit nötig ist. 
Ob die Umsetzung der EU-Antidiskriminierungsrichtlinien
in die nationale Gesetzgebung dem Thema Interkulturelle
Bildung in Betrieben Aufschwung verleihen kann, bleibt
abzuwarten.

17. März: Veranstaltung zur Landtagswahl mit den
Parteien zu Fragen der Migrations- und Integrations-
politik in Thüringen

18.-19. März: Informationsveranstaltungen für 250 ital-
ienische AbiturientInnen zur Situation Asylsuchender in
Deutschland in Zusammenarbeit mit der Gewerkschaft
ver.di
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+  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + Mai / Juni 2004 +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

27.-29. März: 5. transnationales Treffen 
in Wexford, Irland: Kritische Diskussion
der erarbeiteten Politischen Empfehlungen

Beginn des zweiten
Moduls des dritten
Jahreskurses

7. Mai: Eröffnung des mitveranstalteten Foto- und
Literaturwettbewerbs „TYPografisch fotografISCH
DEUTSCH“ mit einer Lesung mit Landolf Scherzer

Interkulturelles Filmprojekt „Perspektiven“

Wie fühlt man sich, wenn man seit Jahren in Erfurt lebt, aber niemals nach Weimar auf ein Konzert gehen kann?
Wie lebt man in einer Stadt, die man vor wenigen Jahren noch nicht mal auf der Landkarte finden konnte? Wie ist
es, wenn man nach langem Suchen eine Arbeit findet, diese aber nicht annehmen kann, weil ein deutscher
Bewerber vom Gesetz bevorzugt wird? 
Antworten auf diese Fragen versuchten die Macher des interkulturellen Filmprojekts „Perspektiven“ zu finden. Im
Zentrum sollte die Frage stehen, wie Menschen mit unterschiedlichen Hintergründen die Stadt Erfurt wahrnehmen
und erleben. Auf den mehrsprachig verfassten Projektaufruf (französisch, russisch, vietnamesisch und deutsch)
meldeten sich auch einige Asylsuchende aus dem Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in
Regelmaßnahmen“. Ursprünglich war geplant, dass es mehr deutsche TeilnehmerInnen geben sollte, aber es
meldete sich nur eine Interessierte.
Doch jedeR der Beteiligten hatte genug zu erzählen, um von der eigenen Lebenslage und den unterschiedlichen
Bedingungen einer alltäglichen Existenz in der Stadt Erfurt zu berichten. 
Erzählen in einem Film heißt ganz konkret mit Bildern, Tönen, Musik, Dialogen und Schnitten umzugehen.
Gefühle, Gedanken, Hoffnungen, Ängste und ganz konkrete Umstände des Lebens mussten in einem gemein-
samen Prozess visuell und akustisch umgesetzt werden. Entscheidend war dabei nicht nur das Ergebnis, sondern
auch der gemeinsame Entstehungsprozess. Über ein Jahr wurde regelmäßig und intensiv am Film gearbeitet, in
unserer Kommunikation war oft ein Übersetzer vonnöten, sodass wir sehr viel Zeit miteinander verbrachten und
uns sehr intensiv einzelnen Projektschritten (Erarbeitung Idee/Drehbuch, Aufnahmen Bild und Ton, Montage) wid-
meten. Die TeilnehmerInnen haben viele Tätigkeiten (Kameraführung, Texten, Nachbearbeitung) selbst realisiert,
sie waren also nicht nur Objekt und Gegenstand des Films, sondern tatsächlich auch dessen Macher. 

Mehrere Träger brachten dafür ihre Kompetenzen ein. Der Landesfilmdienst Thüringen e.V., Zentrum für Medien-
kompetenz und Service, hat in der medienpädagogischen Arbeit viel Erfahrung. Seit Jahren machen wir sowohl
mit herkömmlichen als auch mit neuen Medien soziokulturelle Bildungsarbeit. Der Diskurs e.V. und das DGB-
Bildungswerk brachten ihren interkulturellen und pädagogischen Sachverstand in das Projekt „Perspektiven“ ein. 
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+  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  

6.-9. Juni: Fachkräfteaustausch mit DozentInnen 
der schwedischen und niederländischen Partnerprojekte
in Erfurt zum Thema Unterricht in heterogenen Lerngruppen

Entstanden ist ein Film, der über 45 Minuten episodenhaft aus dem Leben der ProtagonistInnen erzählt. Die unter-
stützenden Monologe schaffen eine Atmosphäre von Unmittelbarkeit, gleich einem Blick in ein Tagebuch. Der Film
wirkt professionell, hat aber dennoch einen amateurhaften Charme.
Mit der Premiere vor ausverkauftem Haus im kommunalen Kino in Erfurt war die Arbeit mit dem Film aber noch
nicht zu Ende. Es folgten viele Aufführungen in Vereinen, Verbänden und Organisationen der Stadt Erfurt und in
anderen Städten Thüringens.
Auch das Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen“ kommt im Film vor und nutzte ihn für die weitere
Arbeit. Gemeinsam wurde eine englische Fassung erstellt. Die ProtagonistInnen und MacherInnen waren bei vie-
len Veranstaltungen dabei und erzählten über ihre Lebenssituation und die Entstehung des Films. Viele hatten das
Gefühl, dass ihnen das erste Mal jemand zuhört. Für mich ist der Film ein gutes Beispiel für eine nachhaltige
Stärkung der TeilnehmerInnen sowie für eine längerfristige lokale Kooperation unterschiedlicher Träger über die
Projektlaufzeit hinaus.

Frank Röhrer, Medienpädagoge, Landesfilmdienst Thüringen e.V.

Der Film „Perspektiven“ kann bestellt werden unter:

Landesfilmdienst Thüringen e.V.
Brühlerstr. 52
99084 Erfurt

Telefon: +49 (0) 361 221 81 12
Telefax: +49 (0) 361 221 81 50
E-Mail: info@landesfilmdienst-thueringen.de
Internet: www.diskurs.org/perspektiven/

Produktion: 

Landesfilmdienst Thüringen e.V., 
Diskurs e.V., 
DGB-Bildungswerk Thüringen e.V., 
Thüringer Volkshochschulverband e.V.

Mit freundlicher Unterstützung durch das 
Bundesprogramm „Civitas“ und das 
BLK-Modellprojekt „Lebenslanges Lernen“.

11.-13. Juni: Kursexkursion
nach Leipzig

17



+  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  Juli / August 2004 +  +  

24. Juni: Öffentlicher Workshop zum 
Vergleich der Integrationspolitik in
Deutschland und Kanada in Kooperation 
mit der Universität Erfurt

Abschluss des zweiten 
Jahreskurses

14.-15. Juni: Projektbesuch
schwedischer DozentInnen 
in Erfurt zum Thema Sprach-
unterricht für Asylsuchende

Stichwort Rechtsextreme Einstellungen

Seit dem Jahr 2000 gibt die Thüringer Landesregierung beim Institut für Politikwissenschaft
der Friedrich-Schiller-Universität Jena eine repräsentative Untersuchung zu den politischen
Einstellungen der Bürgerinnen und Bürger des Freistaates Thüringen in Auftrag. Jeweils zehn
Fragen beschäftigen sich mit unterschiedlichen Aspekten rechtsextremer Einstellungen der
Befragten. Die Zahlen machen deutlich, dass rechtsextreme und rassistische Einstellungen
nicht davon abhängen, dass es besonders viele AusländerInnen gibt. 
Betrachtet man die Entwicklungen der letzten vier Jahre im Einzelnen, so lässt sich eine
Angleichung der einzelnen Altersstufen beobachten. Der Anteil der rechtsextrem Eingestellten
in der Gruppe der 18 bis 24-Jährigen liegt bei 23%, bei den über 60-Jährigen bei 28%. 
Zwischen den Geschlechtern lassen sich deutliche Unterschiede ausmachen: Frauen weisen
doppelt so viele rechtsextreme Einstellungen auf wie Männer.

Die alarmierend hohen Zahlen zeigen außerdem, dass eine gesellschaftliche Integration von
MigrantInnen nur gelingen kann, wenn sich Maßnahmen zur Integration nicht einseitig auf die
Zuwanderer beschränken, sondern das Ziel einer Öffnung der Mehrheitsgesellschaft stets mit
einbeziehen. 

Alle Angaben in Prozent.

Dimensionen und Aussagen 2001 2002 2003 2004

Ausländerfeindlichkeit 
„Die Bundesrepublik ist durch die vielen Ausländer 
in einem gefährlichen Maße überfremdet.“ 49 55 56 56
„Die Ausländer kommen nur hierher, um unseren 
Sozialstaat auszunutzen.“ 48 50 55 57
„Ausländer sollten grundsätzlich ihre Ehepartner 
unter den eigenen Landsleuten auswählen.“ 28 25 25 24
Sozialdarwinismus 
„Es gibt wertvolles und unwertes Leben.“ 35 33 34 31
„Wie in der Natur sollte sich auch in der Gesellschaft 
immer der Stärkere durchsetzen.“ 29 29 23 28
Nationalismus / Chauvinismus 
„Was unser Land heute braucht, ist ein hartes und energisches 
Durchsetzen deutscher Interessen gegenüber dem Ausland.“ 56 53 66 63
„Andere Völker mögen Wichtiges vollbracht haben, an 
deutsche Leistungen reicht das aber nicht heran.“ 34 28 38 33
Verharmlosung des Nationalsozialismus 
„Der Nationalsozialismus hatte auch seine guten Seiten.“ 21 19 20 20
Antisemitismus 
„Die Juden haben einfach etwas Besonderes und Eigen-
tümliches an sich und passen nicht so recht zu uns.“ 15 13 14 13
Rechte Diktatur 
„Im nationalen Interesse ist unter bestimmten Umständen 
eine Diktatur die bessere Staatsform.“ 17 17 20 18 

Anmerkung: „Stimme voll und ganz zu“ „Stimme eher zu“ zusammengefasst; Mittelwerte der Skala 1 („Lehne völlig ab“)
bis 4 („Stimme voll und ganz zu“) 
QUELLE: Michael Edinger/Andreas Hallermann/Karl Schmitt: POLITISCHE KULTUR IM FREISTAAT THÜRINGEN.
Gerechtigkeit und Eigenverantwortung. Einstellungen zur Reform des Sozialstaates, Ergebnisse des Thüringen-Monitors
2004, Institut für Politikwissenschaft Friedrich-Schiller-Universität Jena 
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+  + +  +  September / Oktober 2004 +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

Betrachtet man die öffentliche Meinung in Bezug auf den
Arbeitsmarkt, so haben es AusländerInnen nicht leicht,
positiv wahrgenommen zu werden: Verdienen sie ihren
Lebensunterhalt selbst, dann nehmen sie angeblich den
Deutschen die Arbeitsplätze weg, arbeiten sie nicht, so
wird behauptet, sie lägen dem deutschen Steuerzahler auf
der Tasche. Thüringen weist mit knapp 2% den niedrigsten
Ausländeranteil in der ganzen Bundesrepublik auf. Gleich-
zeitig sind 56% der ThüringerInnen der Meinung, dass
Deutschland „durch die vielen Ausländer in einem ge-
fährlichen Maße überfremdet“ sei. (Vgl. Thüringenmonitor
auf S. 18). 

All dies erscheint auf den ersten Blick paradox, offenbart
jedoch das Spannungsfeld, in dem sich die Außendar-
stellung des Projekts „Berufliche Qualifizierung von
Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ bewegte: Einerseits
führen die wenigen Begegnungsmöglichkeiten zwischen
Deutschen und Nichtdeutschen im Alltag zu viel
Unkenntnis über die reale rechtliche und soziale Situation
insbesondere von Flüchtlingen. Selbst unter Menschen,
die beruflich mit MigrantInnen zu tun haben, sind die
Kenntnisse nicht immer ausreichend. Andererseits
machen viele Menschen AusländerInnen für die eigene
unbefriedigende Situation insbesondere auf dem
Arbeitsmarkt verantwortlich. 

Dem wollte das Erfurter Projekt etwas entgegensetzen.
Neben der Information über Sinn und Zweck des Projekts
sowie über die Maßnahmen der EU zur Beseitigung der
Chancenungleichheit auf dem Arbeitsmarkt stand auch 
die Auseinandersetzung mit Rassismus und Fremden-
feindlichkeit. 
Doch wie interessiert man Menschen für Entscheidungen
der EU im Bereich der Beschäftigungsförderung, die für
viele weit weg erscheinen? Wie vermittelt man den Aufbau
und die Inhalte eines Projekts, das aus mehreren
Teilprojekten besteht und eine verwirrende Anzahl unter-
schiedlicher Vernetzungen und Kooperationen aufweist?
Wie ermutigt man Menschen, sich mit den eigenen
Vorurteilen und rassistischen Wahrnehmungsmustern
auseinander zu setzen?

Während des Projektverlaufs wurde immer deutlicher,
dass es nicht die eine Öffentlichkeit gibt. Die Mit-
arbeiterInnen haben in den vergangenen drei Jahren ver-
sucht, weiterführende Wege für eine gelungene Öffent-
lichkeitsarbeit auf mehreren Ebenen und für unter-
schiedliche Zielgruppen zu finden. 
Um eine breite Öffentlichkeit zu erreichen, stand am
Anfang der Kontakt zur lokalen Presse. Die Journa-
listInnen zeigten sich aufgeschlossen, wenn es darum
ging, die Situation von Asylsuchenden an konkreten

Ist Schweigen Gold? – Öffentlichkeitsarbeit zwischen Arbeitslosen-
zahlen, Fremdenfeindlichkeit und Empowerment

Vermittlung der TeilnehmerInnen des dritten
Jahreskurses in andere Bildungsträger und 
in betriebliche Praktika

16. September: Projektbesuch eines trinationalen 
studentischen Seminars aus Frankreich, Deutschland und
Polen in Erfurt zu aktuellen Formen von Ausgrenzung
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Einzelfällen darzustellen. Es gelang, anhand konkreter
Biographien über die Lage von Asylsuchenden auf dem
Arbeitsmarkt und die Projektziele in Zeitungsartikeln und
Radioreportagen zu informieren. 
Nicht immer einfach war es, Interesse an Themen zu
wecken, die sich eher auf einer abstrakteren Ebene
abspielten. Beispielhaft hierfür steht eine Tagung unter
dem Titel „Fluchtmigration und Arbeitsmarkt. Europäische
Perspektiven“, die die lokale Fachöffentlichkeit mit
VertreterInnen der transnationalen Partnerprojekte
zusammenführte. Zwar erbrachte die Veranstaltung gute
Diskussionen, aber die Presse berichtete nicht darüber. 
Ein anderer Weg war es, äußere Anlässe aufzugreifen, um
eigene Inhalte zu vermitteln. Dies gilt insbesondere für die
Auseinandersetzung mit dem Thema Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit. So beteiligte sich das Projekt am
multikulturellen Straßenfest zum „Tag der Einheit der
Menschen“ am 3. Oktober. 
Dabei wurde nach Formen gesucht, Menschen nicht nur
zu informieren, sondern zu einer aktiven Auseinander-
setzung anzuregen. Ein Beispiel dafür ist ein Foto- und
Literaturwettbewerb, den das Projekt mitorganisierte.
Unter dem Motto „TYPografisch fotografISCH DEUTSCH“
gingen rund 35 Arbeiten aus der ganzen Republik ein, die
die unterschiedlichsten Blicke auf Deutschland warfen.
Die am Projekt teilnehmenden AsylbewerberInnen wurden
darin unterstützt, sich ebenfalls an diesem Wettbewerb zu
beteiligen (Vgl. Stichwort Empowerment auf S. 11). 

Erfolgreich waren kleinere Veranstaltungen, bei denen ein
intensiver Austausch mit den TeilnehmerInnen möglich
war. Sei es eine Vorführung des Films „Perspektiven“ (Vgl.
Seite 16) für MitarbeiterInnen des Sozialamts, sei es ein
Projektbesuch einer trinationalen Studienreise. 
Deutlich wurde, dass auch unter gesellschaftlichen
MultiplikatorInnen der Bedarf an Weiterqualifizierung im
Bereich „Arbeit und Migration“ groß ist. Gerade gesell-
schaftliche MultiplikatorInnen brauchen Unterstützung, um
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit kompetent ent-
gegentreten zu können. Es erwies sich als vorteilhaft,
dass die MitarbeiterInnen im Projektverlauf ein Netz an
Kontakten aufgebaut hatten und die anfangs vorhandene
Skepsis bei der Zielgruppe der MultiplikatorInnen über-
winden konnten. Konkrete Angebote im Bereich der
Interkulturellen Bildung oder Veranstaltungen zu Themen
wie den Auswirkungen von Hartz IV auf MigrantInnen 
wurden zum Projektende besser angenommen. Leider
gelang es nur selten, UnternehmensvertreterInnen für
Veranstaltungen zu gewinnen. Es ist zu hoffen, dass der
prognostizierte Fachkräftemangel in Thüringen das
Interesse auch bei ArbeitgeberInnen steigern wird.

Ein Grundsatz galt für die gesamte Öffentlichkeitsarbeit:
Es sollte nicht nur über Asylsuchende gesprochen werden,
sondern sie sollten die Außendarstellung des Projekts
selbst aktiv mitgestalten. Denn keineR ist eine bessere
Expertin ihrer Lebenssituation und glaubwürdigerer 
Vertreter seiner Interessen als die Betroffenen selbst. 

Das war nicht immer einfach. Misstrauen und Ängste
mussten abgebaut werden: Unabhängige Presseberichte
sind in vielen Ländern nicht selbstverständlich, das 
Auftreten bei öffentlichen Veranstaltungen oft gefährlich.
Die Angst vor Verfolgung durch Organisationen des
Herkunftslandes oder vor einer Schlechterstellung im
Asylverfahren tauchte immer wieder auf. Auftritte in der
Öffentlichkeit erfordern Mut und müssen gut vorbereitet
werden. Den Betroffenen muss klar sein, in welchem
Umfeld sie sich bewegen und was die konkreten
Hintergründe einer Veranstaltung sind. Und schließlich ist
es nicht einfach, vor Fremden über die eigene Verfolgung
und über qualvolle Erlebnisse zu sprechen. Ziel war es,
die Betroffenen zu stärken, dass sie ihre Interessen 
auch öffentlich vertreten, gleichzeitig sollte aber eine
Instrumentalisierung vermieden werden. 
Rückblickend lässt sich sagen, dass nicht alle Wege, mit
dem Projekt „Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in
Regelmaßnahmen“ in die Öffentlichkeit zu treten, weiter-
führend waren. Es gab gut besuchte Wege, aber auch
schmale und einsame Pfade sowie Sackgassen. Das
wichtigste ist jedoch, dass es gelang, Menschen anzure-
gen, selbst nach Wegen zu suchen, wie eine gleich-
berechtigte und gerechte Lebens- und Arbeitswelt möglich
werden kann.

+  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  +

18. September: Interkultureller Workshop
zur Diskussion von unterschiedlichen
Wahrnehmungsmustern

3. Oktober Hip-Hop-Workshop für Mädchen und junge Frauen zur
Auseinandersetzung mit Rassismus
Ausstellung und Prämierung der Einsendungen zum Foto- und
Literaturwettbewerb „TYPografisch fotografISCH DEUTSCH“
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11.-13. Oktober: 6. transnationales
Treffen in Erfurt, Deutschland:
Planung einer europäischen
Konferenz zum Thema Asyl

12. Oktober: Fachtagung 
„Fluchtmigration und Arbeits-
markt. Europäische Perspek-
tiven“ im Erfurter Rathaus

Stichwort Lokale Vernetzung

In die Thüringer Landeshauptstadt Erfurt

kommen Menschen aus der ganzen

Welt, derzeit leben hier Zugewanderte

aus 112 Ländern. Dazu gehören Spät-

aussiedlerInnen und ihre Angehörigen,

jüdische Zuwanderer, AusländerInnen

und AsylbewerberInnen.

Seit Beginn der 90er Jahre existierten unterschiedliche Eingliederungshilfen, die von Ämtern,

freien Trägern u.a. in der Stadt Erfurt angeboten wurden. Doch es mangelte an einer

Koordination und Abstimmung der Angebote, Kooperationen waren eher zufällig und bilater-

al. Einige Angebote waren überfüllt, bei anderen blieben Plätze frei. Dies ging auf Kosten der

ZuwanderInnen und führte bei Ihnen zu Irritationen und Verwirrung. 

Zugleich hatten die unzureichenden Integrationsangebote bei den Betroffenen weitreichende

Auswirkungen, angefangen von fehlenden Deutschkenntnissen, nicht ausreichenden

Schulleistungen, Arbeitslosigkeit bis hin zu Perspektiv- und Hoffnungslosigkeit sowie

Beeinträchtigungen in der Persönlichkeitsentwicklung.

Um dieser Situation Abhilfe zu schaffen, wurde das Netzwerk für Integration der Stadt Erfurt

gegründet. Ziel des Zusammenschlusses war es, als Netzwerkstruktur die vorhandenen

Ressourcen besser zu nutzen, d. h. für das gesamte Stadtgebiet die wechselseitige Kommu-

nikation und Information zu verbessern, eine Verknüpfung untereinander zu gewährleisten,

eine Plattform für Diskussionen zu bieten, sowie gemeinsame Aktionen zu planen und

auszuführen. 

Dabei beschränkte sich die Arbeit zunächst auf die Gruppe der SpätaussiedlerInnen, für die

Integrationshilfen zur Verfügung gestellt werden sollten. Nach drei Monaten wurde die Arbeit

des Netzwerkes auf jüdische ZuwanderInnen ausgedehnt. Durch das EQUAL-Projekt

„Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in Regelmaßnahmen“ erweiterte sich die

Netzwerkarbeit auf den Bereich der Flüchtlinge. Die ProjektmitarbeiterInnen stellten das

Projekt vor und knüpften Verbindungen zu anderen Beratungsstellen, Organisationen und

Ämtern. Durch die regelmäßige Mitarbeit nahmen die Situation und besonderen Bedürfnisse

von Flüchtlingen einen höheren Stellenwert in der Stadt ein. Bei der Erstellung eines neuen

Integrationskonzeptes für die Stadt Erfurt wurden sie mit aufgenommen. Jetzt ist das

Netzwerk für alle MigrantInnen in Erfurt zuständig. Die Finanzierung des EQUAL-Projekts

über die EU sicherte eine verlässliche Hilfestellung für Flüchtlinge bei ihrer beruflichen

Integration. Für die Erfurter Flüchtlinge stellt die berufliche Qualifizierung eine unverzichtbare

Grundlage für ihre Integration in das soziale Leben dar.

Beate Tröster, Netzwerk für Integration der Landeshauptstadt Erfurt

14.-18. November: Arbeitsbesuch beim
Partnerprojekt in Uppsala. Austausch
über die Arbeit mit MigrantInnen in der
beruflichen Weiterbildung 
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Was kann man lernen bei einem Austausch mit Projekten
aus sechs anderen EU-Ländern, die teilweise ähnliche
Vorhaben, teilweise aber auch ganz andere Pläne haben?
Ergibt es Sinn, auf transnationaler Ebene Vernetzungen
aufzubauen, wenn im lokalen und regionalen Umfeld die
Kontakte noch nicht ausreichend sind? Wie wirkt sich das
Wissen über die Situation von Asylsuchenden in Portugal
auf die Projektpraxis in Thüringen aus? 
Oder geht es darum, viel Geld auszugeben und ein biss-
chen durch die Lande zu reisen?

Diese und ähnliche Fragen bewegten die Projektmit-
arbeiterInnen, als sie eine transnationale Zusammenarbeit
mit sieben weiteren Projekten aus sechs Ländern (Irland,
Niederlande, Portugal, Schweden, Tschechien und
Deutschland) begannen. War der Anstoß dazu zunächst
die Vorgabe der Europäischen Union, die allen Projekten
der Gemeinschaftsinitiative EQUAL einen solchen
transnationalen Austausch vorschreibt, ergab sich bald
der Eindruck, von der Zusammenarbeit profitieren zu kön-
nen. Ein konkretes Beispiel:

In Deutschland wird der nachrangige Zugang zum
Arbeitsmarkt für Flüchtlinge in der Regel als unabänder-
liche Notwendigkeit dargestellt und jegliche Forderungen
nach einer gleichberechtigten Öffnung als utopisch be-

zeichnet. In Schweden ist ein solcher gleichrangiger Zu-
gang zum Arbeitsmarkt jedoch nach viermonatigem
Aufenthalt gewährt. Trotzdem berichteten die schwedi-
schen PartnerInnen von den großen Schwierigkeiten der
Flüchtlinge, tatsächlich Arbeit zu finden. Dies scheitere an
Vorbehalten der potenziellen ArbeitgeberInnen, an offen-
em Rassismus, an nicht anerkannten Abschlüssen oder
Sprachdefiziten. Diese Erfahrungen waren sehr wertvoll,
da sie zeigten, dass nicht nur rechtliche Barrieren
Asylsuchende vom Arbeitsmarkt ausschließen. Deut-
lich wurde, dass für einen tatsächlichen Zugang von
Flüchtlingen zum Arbeitsmarkt ein Ansatz auf mehreren
Ebenen erforderlich ist und beispielsweise die Haltungen
von Unternehmen mit einbeziehen muss.

Zu den direkten Erfahrungen zählte auch ein Austausch
von Lehrkräften, die in Schweden, den Niederlanden oder
in Erfurt Flüchtlinge unterrichteten. Hier konnten unter-
schiedliche Ansätze diskutiert werden: Ist es sinnvoll,
einen eigenen Unterricht für Asylsuchende anzubieten
oder sie in Klassen mit anderen TeilnehmerInnen zu inte-
grieren? Gelten für die Kurse für Asylsuchende die glei-
chen Rahmenbedingungen wie für andere Kurse oder
erfordert die besondere Situation der TeilnehmerInnen
andere Lernbedingungen? Auch wenn zu diesen Fragen
nicht immer konkrete Antworten gefunden wurden oder die

+  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  Januar / Februar 2005 +  

19.-21. November: Interkulturelles Wochenend-
seminar „Ich höre was, was Du nicht sagst“ in
Tabarz zur Diskussion von Wahrnehmungsmustern
und Konfliktsituationen in der Bildungsarbeit

24. November: Informations-
veranstaltungen zum
Zuwanderungsgesetz

2. Februar: Informations-
veranstaltungen zu Hartz IV 
und die Auswirkungen auf 
MigrantInnen

Außer Spesen nichts gewesen? –
Chancen und Grenzen transnationaler Zusammenarbeit 
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Einschätzungen durchaus unterschiedlich waren, haben
die vielseitigen Perspektiven der Lehrkräfte aus den ver-
schiedenen Ländern zu einem unfassenderen Bild beige-
tragen und manches Gewohnte neu in Frage gestellt. So
war es für die deutsche Austauschgruppe sehr interessant
zu sehen, wie in Schweden die berufliche Qualifizierung
mit einer physiotherapeutischen Betreuung zum Erhalt der
Gesundheit verknüpft wurde.

Grenzen hatte dieser Austausch immer dann, wenn die
Einzelnen das Gefühl hatten, dass die Situation in einem
anderen Land ganz anders als im eigenen ist. Ein weiteres
Beispiel: In Deutschland ist die Diskussion um Einwan-
derung mit vielfältigen Ängsten bei einem Großteil der
Bevölkerung verbunden. Irland war über Jahrhunderte ein
klassisches Auswanderungsland mit abnehmender
Bevölkerung. Erst seit kurzem gibt es eine Einwanderung
in nennenswerter Zahl. In der Folge sind die Einstellungen
vieler Menschen EinwanderInnen gegenüber positiv.
Deutlich wurde, dass sich die Projekte in unter-
schiedlichen gesellschaftlichen Kontexten bewegen, die
verschiedene Herangehensweisen zur Unterstützung der
Zielgruppe notwendig machten.

Insgesamt haben sich MitarbeiterInnen der acht Projekte
in den drei Jahren der Zusammenarbeit sieben Mal getrof-
fen, um gemeinsame Punkte zu diskutieren. Diese Treffen
fanden rotierend und in englischer Sprache in den einzel-
nen Ländern statt. Sie boten so allen Beteiligten die
Möglichkeit, die Partnerprojekte vor Ort kennen zu lernen
und einen konkreten Eindruck von der Arbeit und der
Situation von Asylsuchenden zu bekommen. Darüber hin-
aus wurden gemeinsame politische Empfehlungen for-
muliert, welche die europäische Diskussion um eine
Harmonisierung der Asylgesetzgebung im Sinne der
Flüchtlinge kommentieren sollten. Auch bei der gemein-
samen Erarbeitung der politischen Empfehlungen traten
Schwierigkeiten auf: MitarbeiterInnen aus Schweden
äußerten immer wieder die Befürchtung, die schwedische
Regierung könnte im Rahmen der europäischen
Harmonisierung des Asylrechts den Zugang zum
Arbeitsmarkt für Flüchtlinge mit dem Verweis auf Länder
wie Deutschland beschränken oder ganz verbieten. Man
war sich dahingehend einig, dass den Tendenzen auf
europäischer Ebene, sich auf einen kleinsten gemein-
samen Nenner zu einigen und vorbildliche Praktiken und
Rahmenbedingungen in einigen Ländern nach unten zu
korrigieren, die gemeinsamen Vorstellungen von einem
menschenwürdigen Umgang mit Flüchtlingen und Asyl-
suchenden in Europa entgegen gesetzt werden sollten.

In intensiven Diskussionen haben die einzelnen Projekte
ihre Erfahrungen eingebracht und folgende Notwendig-
keiten formuliert:
• Asylsuchenden müssen für sie relevante Informationen
umfassend zugänglich gemacht werden • Flüchtlinge
bedürfen einer persönlichen Förderung (z.B. Weiter-
bildungen) • Die Selbstorganisation von Asylsuchenden
muss gestärkt werden, um ihrer Sicht der Dinge mehr
Gehör zu verschaffen • Die Unterstützungsstruktur für
Flüchtlinge muss gestärkt und nachhaltig verankert 
werden • Das Thema Asyl gehört immer wieder in die
Öffentlichkeit und in die gesellschaftliche Diskussion.

Diese Forderungen sind nicht neu und decken sich mit
denen vieler Organisationen in den einzelnen Ländern.
Der europaweite Zusammenschluss von Projekten für
Flüchtlinge hat in der dreijährigen Zusammenarbeit immer
wieder versucht, diese Forderungen publik zu machen
und sowohl europäischen wie auch nationalen Ent-
scheidungsträgerInnen nahe zu bringen. Die vielfältigen
Kontakte und die vereinte Kraft von acht Projekten mit ins-
gesamt 38 Einzelorganisationen waren dabei eine Hilfe,
den Forderungen mehr Nachdruck zu verleihen.

Was bleibt als Fazit? Tatsächlich außer Spesen nichts
gewesen? Die Evaluatorin hält in ihrem Abschlussbericht
fest: „Wie acht verschiedene Projekte aus sechs europäi-
schen Ländern einen Weg zu einer guten Zusammen-
arbeit gefunden haben, kann man – in meinen Augen – 
an sich schon als einen Erfolg bezeichnen.“
In diesem Sinne war die Zusammenarbeit über Länder-
grenzen hinweg für alle Beteiligten eine umfassende
Herausforderung und ein erfolgreicher Lernprozess.

7. März: Seminar für ausländische Frauen
zu Verbraucherschutzfragen in
Zusammenarbeit mit dem Frauenzentrum
Brennessel

4.-6. März: Wochenendseminar
„Arbeiten mit dem Baustein zur nicht-
rassistischen Bildungsarbeit“ für
MultiplikatorInnen aus der Bildungsarbeit

7.-9. April: 7. trans-
nationales Treffen in
Uppsala, Schweden. 
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+  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  + +  +  +  +  +  +  +  +  +  +  + Mai / Juni 2005  +  +  +  +  +  +  

21.-24. April Kursfahrt
des dritten Jahreskurses
nach Leipzig

29./30. April: Interkultureller
Workshop „Du schwarz - ich weiss.
Stereotype und Vorurteile“

30. Juni: Ende des Projekts „Berufliche
Qualifizierung von Flüchtlingen in Regel-
maßnahmen“

Erfolge bei der nachhaltigen Veränderung der Gesell-
schaft lassen sich schwer messen. Und so ist es auch
nicht einfach, eine abschließende Bilanz des Projekts
„Berufliche Qualifizierung von Flüchtlingen in Regel-
maßnahmen“ zu ziehen. 

Am greifbarsten sind die Veränderungen auf der Ebene
der TeilnehmerInnen. Befragungen durch die projektbe-
gleitende Evaluation zeigen, dass die große Mehrheit der
teilnehmenden AsylbewerberInnen die gemachten Er-
fahrungen als außerordentlich positiv bewertet. Im Projekt
fühlten sie sich – oft zum ersten Mal seit ihrer Ankunft in
der Bundesrepublik – als Individuen mit je eigenen
Schicksalen, Problemen und Hoffnungen angenommen
und akzeptiert. Die Zeit des Wartens erhielt einen Sinn
und eine Struktur. Viele TeilnehmerInnen konnten ihre
Vereinzelung durch das Lernen in der Kursgruppe über-
winden und bekamen von den ProjektmitarbeiterInnen
vielfältige Unterstützung. 
Die sprachlichen Erfolge zeigten sich in der Kommu-
nikation in der Lerngruppe ebenso wie in einem selbstbe-
wussteren Auftreten in der Öffentlichkeit bzw. bei
Behördengängen. Sie bildeten nicht zuletzt die Grundlage
für die berufliche Qualifizierung in Weiterbildungsmaß-
nahmen oder Betrieben mit überwiegend deutschen
TeilnehmerInnen. Die gemeinsame Entwicklung eines
individuellen Qualifizierungsplans mit den Mitarbeiter-
Innen half vielen, eine berufliche Perspektive zu entwick-
eln – sei es in Deutschland oder im Herkunftsland.

Festzuhalten bleibt jedoch, dass die restriktive Ge-
setzeslage, die strukturell und konjunkturell bedingte hohe
Arbeitslosigkeit sowie vorhandene Vorbehalte auf Seiten

von Unternehmen es auch für gut qualifizierte Asyl-
bewerberInnen schwierig machen, eine Anstellung zu 
finden.
Mit der Betreuung von AsylbewerberInnen im Bereich der
beruflichen Weiterbildung betrat das Erfurter Projekt
Neuland in Thüringen. Für viele Beschäftigte von mit 
dem Projekt betrauten Beratungs- und Ausbildungsein-
richtungen war es der erste intensivere Kontakt mit
AsylbewerberInnen und ihrer Lebenssituation. Es wurde
deutlich, dass eine kontinuierliche Arbeit im Bereich der
Interkulturellen Bildung vonnöten ist, damit Probleme
rechtzeitig erkannt und Missverständnisse reduziert wer-
den können. Dafür brauchen alle Beteiligten den nötigen
Raum, um sich mit den eigenen Vorurteilen und Vor-
behalten sowie der eigenen Rolle in der Gesellschaft
auseinander zu setzen. Der Abbau von Rassismus und
Fremdenfeindlichkeit kann nicht verordnet werden, son-
dern vollzieht sich in kleinen Schritten im (beruflichen)
Alltag. 
Die gesamtgesellschaftlichen Wirkungen des Projektes
sind sicherlich am schwierigsten zu beurteilen. Doch auch
ohne exakten Gradmesser hat die Arbeit der letzten drei
Jahre gezeigt, dass auf eine geduldige Aufklärungsarbeit
und eine umfassende Öffentlichkeitsarbeit nicht verzichtet
werden kann, um das Thema „Fluchtmigration und
Arbeitsmarkt“ immer wieder in die Öffentlichkeit zu brin-
gen. Ein positives Presseecho oder die Unterstützung
durch die Agentur für Arbeit in Erfurt sind ohne Frage
Erfolge, andererseits zeigt die steigende Ausländerfeind-
lichkeit in Thüringen (Vgl. S. 18), dass noch viel zu tun
bleibt.
Vor diesem Hintergrund ist es erfreulich, dass über das
Jahr 2005 hinaus in Thüringen ein EQUAL-Projekt im
Bereich Asyl existiert. Das Projekt trägt den Titel „Arbeit
und Bildung International“. Anknüpfend an die gemachten
Erfahrungen setzt sich das neue Projekt aus einer er-
weiterten Partnerschaft zusammen und umfasst mit der
Handwerkskammer auch einen Träger aus dem Bereich
der Wirtschaft. Die Zielgruppe des Projekts hat sich eben-
so erweitert: Neben Asylsuchenden sollen auch jüdische
Zuwanderer in die berufliche Weiterbildung mit einge-
bunden werden. Jugendliche sollen zudem spezielle
Angebote erhalten, Erwachsene bei der Anerkennung
bereits vorhandener Abschlüsse aus dem Herkunftsland
unterstützt werden. 
Eines bleibt gleich: Ziel ist weiterhin eine nachhaltige
Veränderung der Gesellschaft, um die Chancengleichheit
auf dem Arbeitsmarkt und die gleichberechtigte Teilhabe
am gesellschaftlichen Leben aller Menschen zu er-
möglichen.

Was bleibt, was kommt?
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Beginn der Durchführungsphase

eines neuen EQUAL-Projekts 

„Arbeit und Bildung International“ 

für Asylsuchende und jüdische Zuwanderer

Gender Training für 

die Beschäftigten des Projekts
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